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1 11.11.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 11.11.2015 laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Ina Rauer 02.11.2015

Beschlussentwurf

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, die auf dem Grundstück in Köthen (Anhalt), Flur 
18, Flurstück 224, Springstraße 23, beantragte Befreiung von der Festsetzung zum Maß der 
Nutzung – Grundflächenzahl – im Bebauungsplan Nr. 19 „Lange Straße“ in Köthen (Anhalt) 
zu erteilen.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 31 (2) Baugesetzbuch (BauGB), 
§§ 16 - 19 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
§ 66 Bauordnung des Landes Sachsen- Anhalt(BauO LSA), 
§ 6 (9) Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Für das sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 „Lange Straße“ in Köthen 
(Anhalt) befindende Grundstück Flur 18, Flurstück 224, Springstraße 23 in Köthen (Anhalt) 
wurde ein Antrag auf Befreiung von einer Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 19 „Lange 
Straße“ in Köthen (Anhalt) bei der Stadtverwaltung eingereicht. 

Der Bebauungsplan Nr. 19 „Lange Straße“ in Köthen (Anhalt) ist rechtswirksam seit dem 
20.06.2003 (Anlage – Lage des Vorhabens im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
19).

Der Antragsteller begehrt die Befreiung von der Festsetzung des Bebauungsplans zum Maß 
der Bebauung, hier der Festsetzung zur Grundflächenzahl (GRZ).

Nach 31 (2) BauGB kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes befreit werden, 
wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder
3. die Durchführung des Bebauungsplanes zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Im vorliegenden Fall ist ein Bebauungsplan die Rechtsgrundlage für die 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. 

Die Festsetzung des Bebauungsplanes sind getroffen worden, um einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichtigung der angrenzenden Nutzungen 
Rechnung zu tragen.
Das geplante Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 
„Lange Straße“ in Köthen (Anhalt) im Teilgebiet 4 (TG 4). 
Der Gebietscharakter wird im TG 4 durch die festgesetzte Nutzungsart „Mischgebiet“ (MI) 
definiert. 
Im TG 4 des Bebauungsplans Nr. 19  ist die GRZ mit dem Wert 0,5 festgesetzt 
(Planzeichnung, Teil A, Nutzungsschablone). Das Vorhaben beinhaltet eine 100%-ige 
Bebauung des Grundstückes. Dies entspricht einer GRZ von 1,0. Gemäß BauNVO ist eine 
Grundflächenzahl von 1,0 nur in einem Kerngebiet (MK) zulässig. (Die Festsetzung eines 
Kerngebietes in einem Bebauungsplan wäre auf keiner Fläche im Stadtgebiet Köthens 
begründbar.)
Zulässig gemäß § 19 (4) BauNVO ist eine Überschreitung der im Bebauungsplan Nr. 19 
festgesetzten Grundflächenzahl von 0,5 um 50 v.H., so dass sich eine maximale GRZ von 
0,75 ergeben würde. 
Entsprechend § 19 Abs. 4, Satz 4, Nr. 2 kann im Einzelfall von der Einhaltung der 
maximalen Grundflächenzahl abgesehen werden,  wenn sich dadurch für die 
zweckentsprechende Grundstücksnutzung wesentliche Erschwernisse ergeben.
Der Antragsteller begründet seinen Abweichungsantrag von der festgesetzten 
Grundflächenzahl damit, dass das Grundstück mit einer Fläche von 113m² bei Einhaltung 
der festgesetzten Grundflächenzahl nicht mit einem Wohnhaus bebaubar ist.

Der § 31 (2) BauGB verlangt, dass bei einer Abweichung von den Festsetzungen
die Grundzüge der Planung nicht berührt werden dürfen.
In der Regel sind mit der Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl die Grundzüge 
der Planung eines Bebauungsplanes betroffen. 



Im Allgemeinen scheiden daher Abweichungen, die die Festsetzungen zu Art und Maß der 
Bebauung betreffen, bei der Erteilung von Befreiungen aus, da sie die Grundkonzeption des 
Bebauungsplanes berühren.
In dem vorliegenden Fall handelt es sich um ein Grundstück mit einer Größe von 113 m².
Es ist ein Eckgrundstück an der Springstraße / Gartenstraße. 
Die Abweichung von der festgesetzten Grundflächenzahl greift in dem vorliegenden Fall nur 
unwesentlich in das Interessengeflecht der Planung ein. 
Die Situation, die bei dem geplanten Vorhaben vorliegt, ist ein atypischer Einzelfall.
Es ist nicht davon auszugehen, dass es eine Vielzahl gleichgelagerter Fälle in diesem 
Gebiet geben könnte. Es ist auch nicht zu erwarten, dass durch eine Befreiung von der 
Festsetzung der Grundflächenzahl für dieses Vorhaben auf diesem einzelnen Grundstück 
Spannungen in die Umgebung hineingetragen werden oder Nutzungskonflikte im Gebiet 
entstehen.
Der hauptsächliche Planungsanlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 19 war 
seinerzeit der Bau des Alten- und Pflegeheimes in der Langen Straße. Das 
Planungserfordernis ergab sich daraus, dass das Heim im unbeplanten Innenbereich vor 
allem in Hinsicht auf das Maß der Bebauung nicht zulässig war. Es wurde entschieden, das 
gesamte Quartier in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einzubeziehen.
Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich war bei der Durchführung des Bebauungsplanes nur 
für die Teilgebiete 2, 3, 5 und 6 notwendig. Für das TG 4, indem sich das geplante 
Vorhaben  befindet, war gemäß § 1 a  (3) BauGB kein Ausgleich erforderlich.
Dieser Sachverhalt ist im Zusammenhang mit einer Befreiung von der Festsetzung zur 
Grundflächenzahl (GRZ) insofern von Bedeutung, da die festgesetzte GRZ einen 
wesentlichen Faktor bei der Berechnung des Ausgleichs darstellt.

„Befreiungen können (aus diesen Gründen) nur in Betracht kommen, wenn durch sie von 
Festsetzungen abgewichen werden soll, die das jeweilige Planungskonzept nicht tragen, 
oder wenn die Abweichung von Festsetzungen, die für die Grundzüge der Planung 
maßgeblich sind, nicht ins Gewicht fallen.“ (Ernst Zinkahn Bielenberg Krautzberger 
BauGB Kommentar)
Gemäß den oben dargestellten Sachverhalten kann, gestützt auf den zweiten Halbsatz 
dieses Zitates, davon ausgegangen werden, dass die beantragte Abweichung von der 
Festsetzung der GRZ für die Grundzüge des Bebauungsplanes Nr. 19 nicht gewichtig sind 
und die Grundzüge der Planung in dem speziellen Fall dieses geplanten Vorhabens somit 
gemäß § 31 (2) BauGB nicht betroffen sind.

Zu prüfen ist demzufolge gemäß § 31 (2) BauGB, ob eines der Kriterien des § 31 (2) BauGB
unter Nr. 1 bis 3 auf das geplante Vorhaben zutrifft und ob die Abweichung auch unter 
Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Der Sachverhalt unter Nr. 1 ist zu verneinen. 

§ 31 (2) Nr. 2 BauGB besagt, dass die Abweichung städtebaulich vertretbar sein muss. Im 
vorliegenden Fall kann klar eingeschätzt werden, dass das Vorhaben städtebaulich 
vertretbar ist. Das Quartier zur Straße sowie die Ecke an beiden Straßen zu schließen, stellt 
eine städtebauliche Rechtfertigung der Abweichung dar. 

Da das Kriterium unter Nr. 2 zu Gunsten der Befreiung ausgelegt werden kann, ist nunmehr 
nur noch von Belang, ob die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
Es kann eingeschätzt werden, dass durch die Abweichung keine nachbarlichen Interessen 
beeinträchtigt werden. Die Zustimmung eines Nachbarn (Gartenstraße 12) liegt dem Antrag 
auf Abweichung bereits bei. 



Öffentliche Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen.
Das Vorhaben befindet sich im Sanierungsgebiet der Stadt Köthen und im 
Erhaltungssatzungsgebiet.
In Hinsicht auf die Erhaltungssatzung und aus sanierungsrechtlicher Sicht steht dem 
Vorhaben nichts entgegen.

Die Voraussetzungen der Anwendung sowie die Anforderungen des § 31 Absatz 2 BauGB 
sind somit in dem vorliegenden Fall erfüllt. 

Die Verwaltung ist zu der Ansicht gelangt, dass dem Antrag auf Befreiung 
stattgegeben werden kann und empfiehlt dem Ausschuss, den Beschluss gemäß dem 
Beschlussentwurf zu fassen.








Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage - BP19_Befreiung_Springstr.23_29.10.2015.pdf
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